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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1  
Landesgesetz über die Erziehung, Bildung und  
Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen  

und in Kindertagespflege 
(KiTaG) 
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Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Ziele der Kindertagesbetreuung

(1) Jedes Kind hat das Recht auf Förderung seiner Entwick-
lung und auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. Unter Beachtung dieses 
Rechtes hat Kindertagesbetreuung das Ziel, die Erziehung 
der Kinder in der Familie zu unterstützen und zu ergänzen. 
Der Förderauftrag der Kindertagesbetreuung umfasst die Er-
ziehung, Bildung und Betreuung des Kindes. Die Kinder sind 
ihrem Entwicklungsstand entsprechend zu beteiligen. Kinder-
tagesbetreuung erfolgt in Tageseinrichtungen und in Kinder-
tagespflege.

(2) Kindertagesbetreuung soll allen Kindern gleiche Entwick-
lungs- und Bildungschancen bieten, unabhängig von ihrem 
Geschlecht, ihrer ethnischen Herkunft, Nationalität, weltan-
schaulichen und religiösen Zugehörigkeit, einer Behinderung, 
der sozialen und ökonomischen Situation ihrer Familie und 
ihren individuellen Fähigkeiten. Sie soll soziale sowie behin-
derungsbedingte Benachteiligungen ausgleichen. In der Regel 
findet Kindertagesbetreuung von Kindern mit und ohne Be-
hinderungen gemeinsam statt.

(3) Kindertagesbetreuung soll Eltern dabei unterstützen, Er-
werbstätigkeit und Kindererziehung besser miteinander ver-
einbaren zu können.

(4) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe gewähr-
leisten die Erfüllung ihrer Aufgaben im Bereich der Kinder-
tagesbetreuung als Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1) Tageseinrichtungen sind Einrichtungen, in denen sich 
Kinder für einen Teil des Tages oder ganztägig aufhalten und 
nach Maßgabe dieses Gesetzes gefördert werden.

(2) Kindertagespflege ist eine familiennahe Form der Erzie-
hung, Bildung und Betreuung von Kindern, die von einer ge-
eigneten Tagespflegeperson im Haushalt der Tagespflegeper-
son oder der Eltern oder in anderen kindgerechten Räumen 
außer in einer Tageseinrichtung geleistet wird.

(3) Eltern im Sinne dieses Gesetzes sind Personen nach § 7 
Abs. 1 Nr. 5 und 6 des Achten Buches Sozialgesetzbuch.

§ 3 
Grundsätze der Erziehung, Bildung und Betreuung  

in Tageseinrichtungen

(1) Die Förderung des Kindes in der Tageseinrichtung umfasst 
seine Erziehung, Bildung und Betreuung als Individuum und 
Teil einer Gruppe. Dabei wirken Eltern, pädagogische Fach-
kräfte, Leitungen und Träger der Tageseinrichtung, der örtli-
che und der überörtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
in einer Verantwortungsgemeinschaft zum Wohle des Kindes 
zusammen. Die Förderung soll die individuellen Bedürfnisse 
des Kindes und sein Lebensumfeld berücksichtigen und ein 
Leben in einer demokratischen Gesellschaft erfahrbar ma-
chen, die für ihr Bestehen die aktive, verantwortungsbewusste 
und gleichberechtigte Teilhabe ihrer Mitglieder im Geiste der 
Verständigung, des Friedens und der Toleranz benötigt. 

(2) Die Meinung und der Wille des Kindes sind bei der Ge-
staltung des Alltags in den Tageseinrichtungen zu berück-
sichtigen und die Kinder alters- und entwicklungsgemäß zu 
beteiligen. Zum Wohl des Kindes und zur Sicherung seiner 
Rechte sollen in den Tageseinrichtungen geeignete Verfahren 
der Beteiligung und die Möglichkeit der Beschwerde in per-
sönlichen Angelegenheiten Anwendung finden.

(3) Tageseinrichtungen arbeiten mit den Eltern unter ange-
messener Beteiligung des Kindes zusammen und erörtern mit 
ihnen dessen Entwicklung. Für eine entwicklungsgemäße 
Förderung ist die Beobachtung und Dokumentation der kind-
lichen Entwicklungsprozesse unter Beachtung der pädagogi-
schen Konzeption und des Datenschutzes erforderlich. Die 
Dokumentation kann auch Foto- oder Videodokumente ent-
halten und ist Grundlage für Entwicklungsgespräche mit den 
Eltern. Die Sprachentwicklung der Kinder ist Bestandteil der 
Beobachtung und Dokumentation und wird durch eine all-
tagsintegrierte und kontinuierliche Sprachbildung gefördert.

(4) Tageseinrichtungen kooperieren mit anderen im Sozial-
raum wirkenden Einrichtungen und Diensten. Bei Auffäl-
ligkeiten in der Entwicklung des Kindes sollen die Tagesein-
richtungen auf die Inanspruchnahme notwendiger Hilfen 
hinwirken. Die §§ 8 a und 47 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch bleiben hiervon unberührt.

(5) Der pädagogischen Konzeption einer Tageseinrichtung 
soll die Vereinbarung über die Inhalte und die Qualität der 
Erziehung, Bildung und Betreuung in Tageseinrichtungen 
nach § 24 Abs. 1 Satz 1 zugrunde gelegt werden.

§ 4 
Übergang zur Grundschule

(1) Alle Kinder sollen in dem Jahr, welches der Schulpflicht 
unmittelbar vorausgeht, eine Tageseinrichtung besuchen. 
Hierauf wirken die Träger der öffentlichen Jugendhilfe hin. 
Der Übergang zur Grundschule erfolgt nach Maßgabe der 
pädagogischen Konzeption der Tageseinrichtung unter Be-
rücksichtigung des Entwicklungsstandes des Kindes und der 
Zusammenarbeit mit den Eltern. 

(2) Die Tageseinrichtungen arbeiten mit den Grundschu-
len zur Information und Abstimmung ihrer jeweiligen Bil-
dungskonzepte zusammen. Hierzu werden geeignete Ko-
operationsformen wie Arbeitsgemeinschaften, gegenseitige 
Hospitationen und gemeinsame Fortbildungen zwischen Ta-
geseinrichtungen und Grundschulen vereinbart.

§ 5 
Trägerschaft

(1) Kindertagesbetreuung als Leistung der Jugendhilfe ist ge-
kennzeichnet durch die Vielfalt von Trägern unterschiedlicher 
Wertorientierungen und die Vielfalt von Inhalten, Methoden 
und Arbeitsformen. Um die Ausübung des Wunsch- und 
Wahlrechts zu erleichtern, hat der örtliche Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe auf eine bedarfsgerechte Vielfalt von Trä-
gern hinzuwirken.

(2) Der Träger der Einrichtung muss bereit und in der Lage 
sein, eine bedarfsgerechte und geeignete Einrichtung zu schaf-
fen und eine angemessene Eigenleistung zu erbringen. Die 
kommunalen Spitzenverbände schließen mit den Kirchen und 
Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts und den auf 
Landesebene zusammengeschlossenen Verbänden der freien 
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Wohlfahrtspflege eine Rahmenvereinbarung über Planung, 
Betrieb und Finanzierung von Tageseinrichtungen sowie die 
angemessene Eigenleistung der Träger, die die Grundlage für 
Vereinbarungen auf örtlicher Ebene bildet.

(3) Der Träger der Einrichtung ist für die Gewährleistung des 
Wohls der Kinder, die inhaltliche und organisatorische Arbeit 
der Tageseinrichtung, die Einhaltung aller für deren Betrieb 
geltenden Rechtsvorschriften sowie als Arbeitgeber verant-
wortlich. Er soll den Zugang zu Fortbildung und Fachbera-
tung sicherstellen.

(4) Findet sich kein Träger der freien Jugendhilfe für eine im 
Bedarfsplan vorgesehene Tageseinrichtung, ist die Übernah-
me der Trägerschaft Aufgabe der Gemeinde als Pflichtaufgabe 
der Selbstverwaltung. Die Aufgabe kann auch erfüllt werden, 
wenn die Trägerschaft von der Verbandsgemeinde oder einem 
Zweckverband übernommen wird.

(5) Werden von Betrieben oder öffentlichen Einrichtungen, 
die keine anerkannten Träger der freien Jugendhilfe sind, Ta-
geseinrichtungen errichtet, um ihren Bedarf an einer standort-
gebundenen Tagesbetreuung für die Kinder ihrer Angehörigen 
und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu decken, können sie 
aufgrund einer Vereinbarung mit dem örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe Förderung wie eine im Bedarfsplan 
ausgewiesene Tageseinrichtung erhalten. Dies gilt nur, soweit 
dieser dadurch an anderer Stelle von im Bedarfsplan vorgese-
henen Maßnahmen entlastet wird. Werden Plätze an Kinder 
mit einem Wohnsitz in Rheinland-Pfalz außerhalb des Jugend-
amtsbezirks vergeben, so kann der örtliche Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe beim Land Zuweisungen zur Erstattung der 
von ihm anteilig getragenen Personalkosten beantragen.

§ 6 
Grundsätze der Kindertagespflege

(1) Eine Tagespflegeperson darf im Rahmen der Erlaubnis nach 
§ 43 des Achten Buches Sozialgesetzbuch insgesamt höchstens 
fünf gleichzeitig anwesende, fremde Kinder betreuen.

(2) Ein Zusammenschluss von zwei Tagespflegepersonen ist 
im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses oder einer Tätigkeit bei 
einem Unternehmen in dessen kindgerechten Räumlichkei-
ten außer in einer Tageseinrichtung mit bis zu zehn gleichzei-
tig anwesenden, fremden Kindern zulässig (Großtagespflege). 
Bei einer Großtagespflege bedarf jede Tagespflegeperson einer 
Erlaubnis nach § 43 des Achten Buches Sozialgesetzbuch; die 
vertragliche Zuordnung des einzelnen Kindes zu einer Tages-
pflegeperson muss gewährleistet sein. Fallen die Räumlichkei-
ten des Unternehmens und der gewöhnliche Aufenthaltsort 
der Tagespflegeperson auseinander, ist der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe für die Erteilung der Erlaubnis nach 
§ 43 des Achten Buches Sozialgesetzbuch zuständig, in dessen 
Bezirk die Räumlichkeiten des Unternehmens gelegen sind.

Teil 2 
Zusammenarbeit in Tageseinrichtungen

§ 7 
Beirat

(1) In jeder Tageseinrichtung ist ein Beirat einzurichten. Da-
rin arbeiten der Träger der Tageseinrichtung, die Leitung der 
Tageseinrichtung, die pädagogischen Fachkräfte und die El-
tern zusammen. Der Beirat beschließt Empfehlungen unter 
Berücksichtigung der im pädagogischen Alltag gewonnenen 

Perspektive der Kinder in grundsätzlichen Angelegenheiten, 
die die strukturellen Grundlagen der Erziehungs-, Bildungs- 
und Betreuungsarbeit einer Tageseinrichtung betreffen. 

(2) Der Beirat ist zu gleichen Teilen durch Vertreterinnen 
oder Vertreter des Trägers der Tageseinrichtung, der Leitung 
der Tageseinrichtung, der pädagogischen Fachkräfte und Mit-
glieder des Elternausschusses zu besetzen. Eine zusätzliche pä-
dagogische Fachkraft bringt die in der pädagogischen Arbeit 
gewonnene Perspektive der Kinder ein.

(3) Die vom Träger der Tageseinrichtung entsandten Mitglie-
der verfügen über 50 v. H., die von der Leitung entsandten 
über 15 v. H., die von den pädagogischen Fachkräften ent-
sandten über 15 v. H. und die vom Elternausschuss entsand-
ten über 20 v. H. der Stimmanteile des Beirats.

(4) Ein vom Träger der Tageseinrichtung entsandtes Mitglied 
übernimmt den Vorsitz des Beirats. Auf Vorschlag der vom 
Elternausschuss entsandten Mitglieder wählt der Beirat sein 
stellvertretendes vorsitzendes Mitglied.

(5) Der Beirat fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit seiner 
Stimmanteile. Bei Stimmenanteilsgleichheit entscheidet die 
Stimme des vorsitzenden Mitglieds.

(6) Der Beirat tagt in der Regel einmal im Jahr oder auf An-
trag von 30 v. H. seiner Stimmanteile.

(7) Das fachlich zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das Nähere über die Wahl, Amts-
zeit, Zusammensetzung, Größe, Aufgaben und Verfahrens-
weise des Beirats zu bestimmen.

§ 8 
Geltung für Tageseinrichtungen in freier Träger-

schaft

(1) Sehen anerkannte Träger der freien Jugendhilfe für ihre 
Tageseinrichtungen Regelungen vor, die dem § 7 und der hier-
zu erlassenen Rechtsverordnung gleichwertig sind, werden 
diese Regelungen anerkannt.

(2) Das Recht der Kirchen und Religionsgemeinschaften, ihre 
Angelegenheiten selbstständig zu ordnen und zu verwalten, 
wird durch die §§ 7 und 8 Abs. 1 nicht berührt.

Teil 3 
Elternmitwirkung

§ 9 
Elternmitwirkung in Tageseinrichtungen

(1) Die Eltern der eine Tageseinrichtung besuchenden Kin-
der wirken durch die Elternversammlung und den Elternaus-
schuss an der Erziehungs-, Bildungs- und Betreuungsarbeit der 
Tageseinrichtung mit. 

(2) Die Elternversammlung besteht aus allen Eltern der die 
Tageseinrichtung besuchenden Kinder. Sie tritt mindestens 
einmal im Jahr oder auf Beschluss des Elternausschusses zu-
sammen. Sie wird über wichtige Entwicklungen in der Tages-
einrichtung im Jahresverlauf informiert, erörtert grundsätz-
liche, die Tageseinrichtung betreffende Angelegenheiten und 
wählt den Elternausschuss. Die Leitung und eine Beauftragte 
oder ein Beauftragter des Trägers der Tageseinrichtung neh-
men an der Elternversammlung teil.

(3) Der Elternausschuss vertritt die Interessen der Eltern der die 
Tageseinrichtung besuchenden Kinder gegenüber dem Träger 
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und der Leitung der Tageseinrichtung und berät diese. Er ist vor 
Entscheidungen über wesentliche Angelegenheiten, die die Ta-
geseinrichtung betreffen, rechtzeitig und umfassend vom Träger 
oder der Leitung der Tageseinrichtung zu informieren und anzu-
hören. Er kann vom Träger oder der Leitung der Tageseinrich-
tung Auskunft über wesentliche, die Tageseinrichtung betreffen-
de Fragen verlangen und Vorschläge unterbreiten. Die Leitung 
und eine Beauftragte oder ein Beauftragter des Trägers der Tages-
einrichtung nehmen an den Sitzungen des Elternausschusses teil.

(4) Das fachlich zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das Nähere über die Wahl, Amts-
zeit, Zusammensetzung, Größe, Aufgaben, Verfahrensweise 
und Beschlussfassung der Elternversammlung und des Eltern-
ausschusses zu bestimmen.

§ 10 
Beschwerderecht

(1) Wird der Elternausschuss nicht nach Maßgabe des § 9 
Abs. 3 in die Erziehungs-, Bildungs- und Betreuungsarbeit der 
Tageseinrichtung einbezogen, kann er sich an das Landesju-
gendamt wenden, wenn die Angelegenheit nicht durch eine 
Befassung des Trägers der Tageseinrichtung oder des örtlichen 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe beigelegt werden kann. 

(2) Die Berechtigung, die Beschwerde für den Elternausschuss 
gegenüber dem Landesjugendamt geltend zu machen, steht 
jedem Mitglied des Elternausschusses zu. Hält das Landesju-
gendamt die Beschwerde für begründet, leitet es ein Verfahren 
ein, in dem die Beteiligten eine einvernehmliche Lösung der 
Angelegenheit anstreben.

§ 11 
Geltung für Tageseinrichtungen in  

freier Trägerschaft

(1) Sehen anerkannte Träger der freien Jugendhilfe für ihre 
Tageseinrichtungen Regelungen vor, die dem § 9 und der hier-
zu erlassenen Rechtsverordnung und dem § 10 gleichwertig 
sind, werden diese Regelungen anerkannt.

(2) Das Recht der Kirchen und Religionsgemeinschaften, ihre 
Angelegenheiten selbstständig zu ordnen und zu verwalten, 
wird durch die §§ 9, 10 und 11 Abs. 1 nicht berührt.

§ 12 
Elternmitwirkung auf der Ebene  

des örtlichen Trägers  
der öffentlichen Jugendhilfe

(1) Die Elternausschüsse der in den Bedarfsplan aufgenomme-
nen Tageseinrichtungen sollen auf örtlicher Ebene einen Zu-
sammenschluss bilden (Kreis- oder Stadtelternausschuss). Sie 
werden hierbei von den örtlichen Trägern der öffentlichen 
Jugendhilfe unterstützt. 

(2) Der Kreis- oder Stadtelternausschuss vertritt die Interessen 
der Eltern der die in den Bedarfsplan aufgenommenen Tages-
einrichtungen besuchenden Kinder gegenüber dem örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe, entsendet das beratende 
Mitglied für den Jugendhilfeausschuss nach § 6 Abs. 3 des 
Landesgesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfe-
gesetzes (AGKJHG) vom 21. Dezember 1993 (GVBl. S. 632, 
BS 216-1) in der jeweils geltenden Fassung und benennt dessen 
Stellvertretung. Er ist vom örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe über wesentliche Angelegenheiten, die die in den 

Bedarfsplan aufgenommenen Tageseinrichtungen betreffen, 
zu informieren und anzuhören. 

(3) Das fachlich zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das Nähere über die Wahl, Amts-
zeit, Zusammensetzung, Größe, Aufgaben, Verfahrensweise 
und Beschlussfassung des Kreis- oder Stadtelternausschusses 
zu bestimmen.

§ 13 
Elternmitwirkung auf der Ebene des überörtlichen  

Trägers der öffentlichen Jugendhilfe

(1) Die Stadt- und Kreiselternausschüsse nach § 12 Abs. 1 sol-
len auf überörtlicher Ebene einen Zusammenschluss bilden 
(Landeselternausschuss). Sie werden hierbei vom überörtli-
chen Träger der öffentlichen Jugendhilfe unterstützt. 

(2) Der Landeselternausschuss vertritt die Interessen aller El-
tern der die Tageseinrichtungen im Land besuchenden Kinder 
und benennt das beratende Mitglied für den Landesjugend-
hilfeausschuss nach § 10 Abs. 3 AGKJHG sowie dessen Stell-
vertretung. Er ist vom überörtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe über wesentliche Angelegenheiten, die die Erzie-
hung, Bildung und Betreuung von Kindern in allen Tagesein-
richtungen im Land betreffen, zu informieren und anzuhören. 

(3) Das fachlich zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das Nähere über die Wahl, Amtszeit, 
Zusammensetzung, Größe, Aufgaben, Verfahrensweise und 
Beschlussfassung des Landeselternausschusses zu bestimmen.

Teil 4 
Angebote der Tagesbetreuung

§ 14 
Förderung in einer Tageseinrichtung,  

Rechtsanspruch

(1) Kinder, die das erste Lebensjahr vollendet haben, haben bis 
zum Schuleintritt einen Rechtsanspruch auf Förderung in ei-
ner Tageseinrichtung. Er umfasst im Rahmen der Öffnungszei-
ten der Tageseinrichtung montags bis freitags eine tägliche Be-
treuungszeit von regelmäßig durchgängig sieben Stunden, die 
als Vormittagsangebot ausgestaltet werden sollen. § 24 Abs. 2 
Satz 2 und Abs. 3 Satz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
bleibt unberührt. Bei Angeboten, die eine Betreuung über die 
Mittagszeit mit einschließen, soll ein Mittagessen vorgesehen 
werden; dabei können die Qualitätsstandards der Deutschen 
Gesellschaft für Ernärung e. V. als Orientierung dienen.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 Satz 1 richtet sich gegen den 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Dieser hat zu 
gewährleisten, dass zur Erfüllung des Anspruchs nach Ab-
satz 1 Satz 1 rechtzeitig und in zumutbarer Entfernung ein 
bedarfsgerechtes Förderungsangebot zur Verfügung steht. Bei 
der Bestimmung der zumutbaren Entfernung können im Ein-
zelfall auch individuelle Bedarfe von Eltern und Gegebenhei-
ten vor Ort berücksichtigt werden.

§ 15 
Förderung in Kindertagespflege

Kinder, die das erste Lebensjahr vollendet haben, haben bis 
zur Vollendung des dritten Lebensjahres Anspruch auf För-
derung in einer Tageseinrichtung nach § 14 Abs. 1 Satz 1 oder 
in Kindertagespflege. Der Umfang der täglichen Förderung 
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richtet sich nach dem individuellen Bedarf. Nach Vollendung 
des dritten Lebensjahres kann das Kind bis zum Schuleintritt 
bei besonderem Bedarf oder ergänzend auch in Kindertages-
pflege gefördert werden.

§ 16 
Förderung von Kleinkindern

Für Kinder, die das erste Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, gewährleistet der örtliche Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe die bedarfsgerechte Bereitstellung von geeigneten 
Plätzen in Tageseinrichtungen oder in Kindertagespflege.

§ 17 
Förderung von Schulkindern

Soweit eine durchgehende Betreuung von Schulkindern bis 
zum vollendeten 14. Lebensjahr nicht im Rahmen der Schule 
erfolgt, ist für diese ein bedarfsgerechtes Angebot in Tagesein-
richtungen vorzuhalten. Der Umfang der Förderung richtet 
sich nach dem individuellen Bedarf. Bei besonderem Bedarf 
oder ergänzend kann ein Schulkind auch in Kindertagespflege 
gefördert werden.

§ 18 
Modellprojekte

Zur Begleitung und Weiterentwicklung frühkindlicher Erzie-
hungs-, Bildungs- und Betreuungsangebote kann das fachlich 
zuständige Ministerium in Abweichung von den Bestimmun-
gen dieses Gesetzes und den hierzu erlassenen Rechtsverord-
nungen Modellvorhaben zur Erprobung und Implementie-
rung von pädagogischen Inhalten, Methoden und Konzepten 
zulassen.

Teil 5 
Planung und Sicherstellung

§ 19 
Bedarfsplanung

(1) Die Bedarfsplanung des örtlichen Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe gibt für das Planungsgebiet Auskunft über die 
Bedarfe an Förderungsangeboten und die Bedarfserfüllung in 
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege. Sie dient der be-
darfsgerechten Steuerung des Angebots an Betreuungsplätzen.

(2) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe erstellt 
jährlich für seinen Bezirk einen Bedarfsplan für die Kinderta-
gesbetreuung in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege. 
Der Bedarfsplan weist für die Gemeinden des Planungsgebietes 
die Tageseinrichtungen und die Plätze aus, die zur Erfüllung 
des Anspruchs nach § 14 Abs. 1 Satz 1 und der Anforderungen 
nach den §§ 15 bis 17 erforderlich sind. Er trifft auch Festlegun-
gen zu Betreuungszeiten für Plätze und zu den Sozialräumen, 
in denen die Tageseinrichtungen liegen. Den Bedürfnissen der 
Familien, insbesondere den Anliegen erwerbstätiger und in 
Ausbildung stehender Eltern, soll Rechnung getragen werden.

(3) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe wirkt 
darauf hin, dass die in den Bedarfsplan aufgenommenen Ta-
geseinrichtungen durch nach § 75 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch anerkannte Träger der freien Jugendhilfe errichtet 
und betrieben werden. 

(4) Der Bedarfsplan ist nach Anhörung des Kreis- oder Stadt-
elternausschusses im Benehmen mit den nach § 75 des Achten 

Buches Sozialgesetzbuch anerkannten Trägern der freien Ju-
gendhilfe und den Gemeinden des Planungsgebietes zu erstel-
len und zu veröffentlichen. Dazu sind die nach Satz 1 zu Betei-
ligenden rechtzeitig über die Bedarfsplanung zu informieren. 
Die Bedarfsplanung ist mit den angrenzenden örtlichen Trä-
gern der öffentlichen Jugendhilfe abzustimmen. Der örtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe kann bestimmen, dass 
Eltern den Förderungsbedarf innerhalb einer Frist anmelden.

(5) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe kann mit 
Betrieben oder öffentlichen Einrichtungen die Belegung von 
Plätzen in Tageseinrichtungen vereinbaren, um deren Bedarf 
an einer standortgebundenen Tagesbetreuung für die Kinder 
ihrer Angehörigen und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 
decken. Wird die Belegung von Plätzen vereinbart, ist dies 
im Bedarfsplan auszuweisen und eine angemessene Beteili-
gung des Betriebs oder der öffentlichen Einrichtung an den 
Betriebskosten des Trägers der Tageseinrichtung vorzusehen.

(6) Das fachlich zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das Nähere insbesondere zum Ver-
fahren der Bedarfsplanung und zu dessen inhaltlichen Anfor-
derungen nach den Absätzen 1 bis 5 zu bestimmen.

§ 20 
Beförderung

Landkreise sowie Städte mit eigenem Jugendamt haben als 
Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung die Beförderung von 
Kindern vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schul-
eintritt, für die kein Platz in einer wohnungsnahen Tagesein-
richtung zur Verfügung steht und die deshalb eine Tagesein-
richtung in einer anderen Gemeinde oder in einem anderen 
Gemeindeteil besuchen, zu gewährleisten und die hieraus 
entstehenden Kosten zu tragen. Für Kinder vom vollendeten 
zweiten bis zum vollendeten dritten Lebensjahr können die 
Landkreise und Städte nach Satz 1 die Beförderung im Rah-
men der vorhandenen Kapazitäten übernehmen, wenn die 
Eltern die Aufsicht sicherstellen.

§ 21 
Personalausstattung

(1) Für die Personalausstattung einer Tageseinrichtung sind 
insbesondere folgende Regelungen maßgebend: 
1. die Grundausstattung mit pädagogischen Fachkräften 

nach den Absätzen 3 und 4, 
2. die Praxisanleitung nach Absatz 7, 
3. die Leitung einer Tageseinrichtung nach § 22, 
4. das weitere Personal in Tageseinrichtungen nach § 23, 
5. die Zuweisung zur Qualitätssicherung und -entwicklung 

für anerkannte Träger der freien Jugendhilfe nach § 25 
Abs. 4 und

6. das Sozialraumbudget nach § 25 Abs. 5.

(2) Tageseinrichtungen benötigen eine notwendige Anzahl 
geeigneter pädagogischer Fachkräfte. Der überörtliche Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe trifft mit den Kirchen und Reli-
gionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts, den auf Landes-
ebene zusammengeschlossenen Verbänden der freien Wohl-
fahrtspflege und den kommunalen Spitzenverbänden eine 
Vereinbarung über die Voraussetzungen der Eignung von pä-
dagogischem Personal in Tageseinrichtungen. Die notwendi-
ge Anzahl geeigneter pädagogischer Fachkräfte nach Satz 1 er-
gibt sich aus dem Beschäftigungsumfang einer pädagogischen 
Fachkraft, der erforderlich ist, um die Erziehung, Bildung 
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und Betreuung bezogen auf einen Platz der entsprechenden 
Alterskategorie sicherstellen zu können (Personalquote).

(3) Das Land gewährt Zuweisungen nach § 25 auf der Grund-
lage der nachfolgenden Personalquoten:
1. 0,263 Vollzeitäquivalent je Platz für Kinder bis zur Vollen-

dung des zweiten Lebensjahres,
2. 0,1 Vollzeitäquivalent je Platz für Kinder ab dem vollende-

ten zweiten Lebensjahr bis zum Schuleintritt und
3. 0,086 Vollzeitäquivalent je Platz für Kinder vom Schulein-

tritt bis zum vollendeten 14. Lebensjahr.
Die Personalquote bezieht sich auf eine tägliche Betreuungs-
zeit von sieben Stunden für einen Platz. Bei einer anderen Be-
treuungszeit ist die Personalquote entsprechend anzupassen.

(4) Eine Tageseinrichtung muss über eine personelle Beset-
zung mit pädagogischen Fachkräften mit einem Gesamtbe-
schäftigungsumfang in Höhe der nach Absatz 3 ermittelten 
Vollzeitäquivalenten verfügen, mindestens jedoch über zwei 
Vollzeitäquivalente. Es muss sichergestellt sein, dass während 
der Betreuungszeit zwei pädagogische Fachkräfte gleichzeitig 
anwesend sind. Besitzt eine Tageseinrichtung mehrere Stand-
orte, gelten die Sätze 1 und 2 für jeden Standort.

(5) Die Gestaltung von Gruppen ist Bestandteil der pädagogi-
schen Konzeption einer Tageseinrichtung, die der Erlaubnis 
für ihren Betrieb zugrunde liegt. Durch die Anzahl der vor-
gesehenen Plätze und die hierfür vorgesehenen Betreuungs-
zeiten müssen Betreuungsbedingungen geschaffen werden, die 
den Kindern intensive und stabile soziale Beziehungen zu den 
pädagogischen Fachkräften ermöglichen. Dies gilt insbeson-
dere für Kinder bis zum vollendeten dritten Lebensjahr. 

(6) Die für die Tageseinrichtung vorgesehene personelle Be-
setzung mit pädagogischen Fachkräften nach den Absätzen 3 
und 4 und § 22 ist grundsätzlich während des ganzen Jahres 
sicherzustellen. Eine Unterschreitung ist umgehend auszu-
gleichen. Durch den Träger der Tageseinrichtung sind Aus-
gleichsmaßnahmen vorzusehen. Diese werden nach Maßgabe 
der Betriebserlaubnis im Einvernehmen mit dem überörtli-
chen Träger der öffentlichen Jugendhilfe festgelegt. Dabei 
können auch Vertretungen durch Kräfte zugelassen werden, 
die nicht die Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 2 erfüllen. 

(7) Sind in einer Tageseinrichtung Personen zum Zweck einer 
im pädagogischen Bereich berufsqualifizierenden Ausbildung 
oder eines im pädagogischen Bereich berufsqualifizierenden 
Studiums tätig, erhöht sich für die Praxisanleitung je auszubil-
dender oder studierender Person die Gesamtsumme der Voll-
zeitäquivalente nach den Absätzen 3 und 4 um 0,026.

(8) Das fachlich zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das Nähere zu den personellen und 
sachlichen Voraussetzungen, die sich aus den Absätzen 2 bis 7 
für eine Tageseinrichtung sowie Ausnahmen hiervon, die sich 
insbesondere aus den Herausforderungen der Fachkräftege-
winnung ergeben, zu bestimmen. 

§ 22 
Leitung einer Tageseinrichtung 

Die Leitung einer Tageseinrichtung gestaltet, steuert und ko-
ordiniert die pädagogischen Prozesse und trägt dafür Sorge, 
dass die in der Tageseinrichtung anfallenden notwendigen 
Verwaltungsaufgaben erfüllt werden. Die Leitungstätigkeit ist 
bei der Ermittlung des Personalbedarfs nach § 21 Abs. 3 und 
4 mit zusätzlichen 0,128 Vollzeitäquivalenten je Tageseinrich-

tung sowie weiteren 0,005 Vollzeitäquivalenten je 40 Stunden 
wöchentliche Betreuungszeit anteilig zu berücksichtigen (Lei-
tungszeit). Bis zu 20 v. H. der Leitungszeit kann durch Verwal-
tungspersonal erfüllt werden, das der Leitung zuzuordnen ist.

§ 23 
Weiteres Personal in Tageseinrichtungen

Eine Tageseinrichtung kann neben dem Personal nach § 21 
Abs. 3 und 4 Personen im Bereich des Wirtschaftsdienstes 
(Reinigungs- und Küchenpersonal), in einer im pädagogischen 
Bereich berufsqualifizierenden Ausbildung, in einem im pä-
dagogischen Bereich berufsqualifizierenden Studium, im Ju-
gendfreiwilligendienst oder im Bundesfreiwilligendienst als 
weiteres Personal haben.

§ 24 
Qualitätssicherung und -entwicklung

(1) Der überörtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe trifft 
mit den Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentli-
chen Rechts, den auf Landesebene zusammengeschlossenen 
Verbänden der freien Wohlfahrtspflege und den kommu-
nalen Spitzenverbänden eine Vereinbarung über die Inhalte 
und die Qualität der Erziehung, Bildung und Betreuung in 
Tageseinrichtungen sowie eine Vereinbarung über die Fort- 
und Weiterbildung der pädagogischen Fachkräfte. Dabei sind 
die Prinzipien der Pluralität, der Trägerautonomie und der 
Konzeptionsvielfalt zu berücksichtigen.

(2) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe soll die 
Qualität der Förderung in Tageseinrichtungen, die in den 
Bedarfsplan aufgenommen wurden, durch geeignete Maßnah-
men sicherstellen und weiterentwickeln. Die Maßnahmen 
sollen die Umsetzung der pädagogischen Konzeption, die 
Grundlage für die Erfüllung des Förderauftrages ist, sowie 
den Einsatz von Instrumenten und Verfahren zur Evaluation 
der pädagogischen Arbeit in den Tageseinrichtungen unter-
stützen. Ihnen ist die Vereinbarung über die Inhalte und die 
Qualität der Erziehung, Bildung und Betreuung in Tagesein-
richtungen nach Absatz 1 Satz 1 zugrunde zu legen. 

(3) Der überörtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe kann 
mit den Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentli-
chen Rechts, den auf Landesebene zusammengeschlossenen 
Verbänden der freien Wohlfahrtspflege und den kommuna-
len Spitzenverbänden eine Vereinbarung über Instrumente 
und Verfahren zur externen Evaluation der Erziehung, Bil-
dung und Betreuung in Tageseinrichtungen treffen. Dabei 
sind die Prinzipien der Pluralität, der Trägerautonomie und 
der Konzeptionsvielfalt zu berücksichtigen.

(4) Die Träger von Tageseinrichtungen sollen geeignete Qua-
lifizierungs- oder Fortbildungsmaßnahmen der Personen 
nachweisen, die mit der Wahrnehmung von dem Träger der 
Tageseinrichtung obliegenden Aufgaben betraut sind.

Teil 6 
Finanzierung

§ 25 
Zuweisungen des Landes

(1) Das Land gewährt Zuweisungen zur Deckung der Perso-
nalkosten, wenn die Voraussetzungen der §§ 21 bis 23 erfüllt 
sind. Personalkosten im Sinne dieses Gesetzes sind die ange-
messenen Aufwendungen des Trägers der Tageseinrichtung 
für 
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1. Vergütungen, Unterhaltsbeihilfen und Sonderleistungen 
auf der Grundlage des Tarifvertrags für den Öffentlichen 
Dienst (TVöD) und der diesen ergänzenden, ändernden 
oder ersetzenden Tarifverträge oder auf der Grundlage 
von vergleichbaren Vergütungsregelungen sowie das Ge-
stellungsgeld nach Einzelverträgen, 

2. Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung nach den gesetz-
lichen Bestimmungen,

3. Arbeitgeberanteile zur zusätzlichen Altersversorgung,
4. die Fortbildung des Personals im Erziehungs- und Wirt-

schaftsdienst und
5. die Fachberatung der Tageseinrichtung.
Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Tageseinrichtun-
gen, deren Träger einer Kirche und Religionsgemeinschaft des 
öffentlichen Rechts angehören, werden die ihrer Ausbildung 
und Tätigkeit entsprechenden Regelungen des TVöD und die 
diesen ergänzenden, ändernden oder ersetzenden Tarifverträ-
ge zugrunde gelegt. Die nachgewiesenen Kosten der Fortbil-
dung und Fachberatung werden bis zur Höhe von 1 v. H. der 
übrigen zuwendungsfähigen Personalkosten berücksichtigt.

(2) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erhalten 
Zuweisungen des Landes zu den Personalkosten der in den 
Bedarfsplan aufgenommenen Tageseinrichtungen, wenn die 
Personalausstattung dieser Tageseinrichtungen den Anforde-
rungen der §§ 21 bis 23 entspricht. Sie betragen
1. 44,7 v. H. der zuwendungsfähigen Personalkosten bei Ta-

geseinrichtungen in kommunaler Trägerschaft und
2. 47,2 v. H. der zuwendungsfähigen Personalkosten bei Ta-

geseinrichtungen in Trägerschaft anerkannter Träger der 
freien Jugendhilfe.

Zusätzliche Personalkosten für notwendige Vertretungen von 
pädagogischen Fachkräften nach § 21 Abs. 3 und § 22 und 
Personal im Bereich des Wirtschaftsdienstes nach § 23 werden 
bei der Zuweisung gemäß Satz 2 berücksichtigt.

(3) Um die für die Aufgabenerfüllung nach § 80 Abs. 1 Nr. 3 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch notwendigen Planungs-
spielräume der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
zu sichern, ist es für die Zuweisungen des Landes nach Ab-
satz 2 unschädlich, wenn zu einem Stichtag ein Anteil an Plät-
zen nach § 21 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 und 2 in Tageseinrichtungen 
im Bezirk eines örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe 
unbelegt bleibt. Bleiben zum Stichtag über den Anteil nach 
Satz 1 Plätze unbelegt, werden die nach den §§ 21 bis 23 ent-
stehenden Personalkosten um den Vomhundertsatz nicht an-
erkannt, um den der Anteil der tatsächlich unbelegten Plätze 
nach § 21 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 und 2 den nach Satz 1 festgeleg-
ten Anteil übersteigt. Dabei wird zum Stichtag für den Bezirk 
des einzelnen örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe 
das Verhältnis aller Soll-Vollzeitäquivalente nach § 21 Abs. 3 
Satz 2 zu den Soll-Vollzeitäquivalenten der einzelnen Platzka-
tegorien nach § 21 Abs. 3 Satz 2 berücksichtigt.

(4) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erhal-
ten zur Sicherstellung der Ziele nach § 24 Abs. 2 für Tages-
einrichtungen in Trägerschaft anerkannter Träger der freien 
Jugendhilfe zusätzliche Zuweisungen pro Tageseinrichtung 
und Jahr, die diesen Tageseinrichtungen zur Verfügung ge-
stellt werden müssen. Die durch die Zuweisung ermöglichten 
personellen Verstärkungen müssen den Tageseinrichtungen 
zugeordnet werden, in denen sie wirksam werden.

(5) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erhalten 
zusätzlich Zuweisungen des Landes zur Deckung von perso-
nellen Bedarfen, die in Tageseinrichtungen aufgrund ihres So-

zialraums oder anderer besonderer Bedarfe entstehen können 
(Sozialraumbudget). Die durch die Zuweisung ermöglichten 
personellen Verstärkungen müssen den Tageseinrichtungen 
zugeordnet werden, in denen sie wirksam werden.

(6) Das fachlich zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das Nähere zu dem Umfang der Ge-
samtzuweisungen des Landes sowie der Bemessung und der 
Grundsätze der Verwendung der Einzelzuweisungen an die 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach den Ab-
sätzen 4 und 5, zu den Voraussetzungen des Verfahrens der 
Gewährung der Zuweisungen des Landes nach den Absätzen 
2, 4 und 5, zur Bemessung des Anteils der Plätze und zum 
Stichtag nach Absatz 3 Satz 1 sowie zur Gewichtungsregel 
nach Absatz 3 Satz 3 zu bestimmen.

§ 26 
Beitragsfreiheit, Elternbeiträge 

(1) Für Kinder, die das zweite Lebensjahr vollendet haben, ist 
der Besuch einer in den Bedarfsplan aufgenommenen Tages-
einrichtung bis zum Schuleintritt beitragsfrei.

(2) Die Träger der in den Bedarfsplan aufgenommenen Tages-
einrichtungen erheben Elternbeiträge zur anteiligen Deckung 
der Personalkosten für die Förderung von Kindern, die das 
zweite Lebensjahr noch nicht vollendet haben, und für die 
Förderung von Schulkindern. 

(3) Die Elternbeiträge werden vom örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe nach Anhörung der Verbände der frei-
en Wohlfahrtspflege festgesetzt. § 90 Abs. 1, 3 und 4 des Ach-
ten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. Bei Familien 
mit geringem Einkommen kann in besonderen Ausnahmefäl-
len der Elternbeitrag auch über die in § 90 Abs. 1, 3 und 4 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch getroffenen Regelungen 
hinaus ermäßigt werden. 

(4) Für Mittagessen und Verpflegung in Tageseinrichtungen 
wird ein gesonderter Beitrag erhoben.

§ 27 
Leistung des örtlichen Trägers der öffentlichen 

Jugendhilfe

(1) Die Personalkosten, die durch Zuweisungen des Landes 
gemäß § 25 Abs. 2, Elternbeiträge gemäß § 26 Abs. 2 und 
Eigenleistungen des Trägers der Tageseinrichtung gemäß § 5 
Abs. 2 nicht gedeckt sind, werden durch Zuwendungen des 
örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe ausgeglichen.

(2) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat sich 
entsprechend seiner Verantwortung für die Sicherstellung eines 
ausreichenden und bedarfsgerechten Platzangebots an der Auf-
bringung der notwendigen Kosten angemessen zu beteiligen. 

(3) Die im Einzugsbereich einer Tageseinrichtung liegenden 
Gemeinden sollen zur Deckung der Kosten des örtlichen 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe beitragen. Bei einer Be-
teiligung werden eigene Aufwendungen der Gemeinden für 
Kindertagesbetreuung angerechnet.

(4) Werden Kinder in einer Tageseinrichtung betreut, die 
nicht im Bezirk des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugend-
hilfe liegt, in dem das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat, so kann der aufnehmende örtliche Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe von dem des gewöhnlichen Aufenthalts ei-
nen Ausgleich verlangen.
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Teil 7 
Monitoring

§ 28 
Datenverarbeitung

(1) Zur Dokumentation der Personalausstattung nach den 
§§ 21 bis 23, zur Überprüfung der Voraussetzungen für die 
Zuweisungen des Landes nach § 25 und der Voraussetzungen 
des § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch sowie zu statisti-
schen Zwecken werden monatlich Datenerhebungen über die 
Tageseinrichtungen, die Belegung der Plätze, die Anzahl der 
pädagogischen Fachkräfte, die Leitungszeiten, die Zeiten für 
die Praxisanleitung und das weitere Personal durchgeführt.

(2) Erhebungsmerkmale nach Absatz 1 sind:
1. für die Tageseinrichtung

Art, Name und besondere Merkmale der Tageseinrichtung 
sowie Art, Name, Rechtsform und besondere Merkmale 
des Trägers, die Zahl der genehmigten Plätze je Alterskate-
gorie und vorgesehener Betreuungszeit, Art und Anzahl 
der Gruppen, Anzahl der Kinder insgesamt, Öffnungszei-
ten,

2. für jede in der Tageseinrichtung tätige Person
Geschlecht, Beschäftigungsumfang, Geburtsmonat, Ge-
burtsjahr, Art des Berufsausbildungsabschlusses, Stellung 
im Beruf, Art der Beschäftigung, Arbeitsbereich, tarifliche 
Eingruppierung,

3. für jedes in der Tageseinrichtung geförderte Kind
Geschlecht, Geburtsmonat, Geburtsjahr, Schulbesuch, Mi-
grationshintergrund, vertraglich vereinbarte Betreuungszeit, 
Mittagessen, erhöhter Förderbedarf, Gruppenzugehörigkeit, 
Monat und Jahr der Aufnahme in der Tageseinrichtung.

(3) Auskunftspflichtig für die Daten nach Absatz 2 sind die 
Träger der Tageseinrichtungen. Die Daten werden ohne 
namentliche Nennung an den örtlichen und den überörtli-
chen Träger der öffentlichen Jugendhilfe übermittelt. Diese 
dürfen sie zur Überprüfung der Voraussetzungen für die 
Zuweisungen des Landes nach § 25, der überörtliche Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe darüber hinaus auch zur Über-
prüfung der Voraussetzungen nach § 45 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch und zu statistischen Zwecken, verarbeiten. 
Die Ergebnisse dürfen auf der Ebene des überörtlichen oder 
des einzelnen örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe 
veröffentlicht werden, wenn dabei ein Rückschluss auf ein-
zelnen Personen ausgeschlossen ist. Andere Verpflichtungen 
zur Datenerhebung bleiben von den Absätzen 1 und 2 un-
berührt.

(4) Das fachlich zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das Nähere zur Datenverarbeitung 
nach den Absätzen 1 bis 3 zu bestimmen. 

Teil 8 
Evaluation, Verwaltungsvorschriften  

und Übergangsbestimmung

§ 29 
Evaluation

Die Landesregierung überprüft im Jahr 2028 die Auswirkun-
gen dieses Gesetzes und berichtet dem Landtag.

§ 30 
Verwaltungsvorschriften

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwal-
tungsvorschriften erlässt das fachlich zuständige Ministerium.

§ 31 
Übergangsbestimmung

(1) Die Ausgestaltung des Mittagessens nach § 14 Abs. 1 Satz 4 
kann bis zum Abschluss der Evaluation nach § 29 auf unter-
schiedliche Weise erfolgen. Dies umfasst vielfältig geregelte 
Formen der Verpflegung.

(2) Von den Personalquoten nach § 21 Abs. 3 Satz 2 kann im 
Umstellungsprozess abgewichen werden. Durch eine Abwei-
chung entstehende zusätzliche Personalkosten werden bei der 
Zuweisung gemäß § 25 Abs. 2 Satz 2 nicht berücksichtigt. Die 
allgemeinen Ausnahmen nach § 21 Abs. 8 und der hierzu er-
gangenen Rechtsverordnung bleiben hiervon unberührt.

(3) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erhalten im 
Jahr 2019 Zuweisungen des Landes in Höhe von 0,7 Mio. EUR 
und in den Jahren 2020 bis 2022 Zuweisungen des Landes in 
Höhe von jeweils 1,4 Mio. EUR zur zusätzlichen finanziellen 
Unterstützung bei der Umsetzung der Anforderungen, die sich 
aus der Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch durch 
Artikel 2 Nr. 2 des Gesetzes über die Weiterentwicklung über 
die Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung vom 
19. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2696) ergeben. Die Verteilung der 
Beträge auf die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe er-
folgt nach dem Anteil der Personen unter sieben Jahren, die Leis-
tungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch empfangen.

Artikel 2 
Änderung des Landesgesetzes zur Ausführung  

des Kinder- und Jugendhilfegesetzes

Das Landesgesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhil-
fegesetzes vom 21. Dezember 1993 (GVBl. S. 632); zuletzt ge-
ändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 
(GVBl. S. 459), BS 216-1, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 6 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 
„Das Mitglied nach Satz 1 hat das Recht, Anträge an den 
Jugendhilfeausschuss zu stellen.“

2. § 10 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Das fachlich zuständige Ministerium hat die vom 
Landeselternausschuss nach § 13 Abs. 2 Satz 1 des Landes-
gesetzes über die Erziehung, Bildung und Betreuung von 
Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege 
benannte Person zum beratenden Mitglied zu berufen. Es 
kann im Einvernehmen mit dem Landesjugendhilfeaus-
schuss weitere Personen zu beratenden Mitgliedern beru-
fen. Das Mitglied nach Satz 1 hat das Recht, Anträge an 
den Landesjugendhilfeausschuss zu stellen.“

3. § 17 Abs. 4 Satz 1 und 2 erhält folgende Fassung:
„Familienbildung erfolgt durch vielfältige Angebotsfor-
men, wie beispielsweise Familienbildungsstätten, Familien- 
zentren sowie Häuser der Familie. Die jeweiligen Angebo-
te sind im Jugendhilfeplan des örtlichen Trägers der öffent-
lichen Jugendhilfe auszuweisen.“

4. In § 24 Abs. 4 Satz 1 wird die Verweisung „§ 1 des Jugend-
schutzgesetzes“ durch die Verweisung „§ 8 des Jugend-
schutzgesetzes“ ersetzt.

Artikel 3 
Änderung des Kindertagesstättengesetzes

Das Kindertagesstättengesetz vom 15. März 1991 (GVBl. 
S. 79), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juni 2013 
(GVBl. S. 256), BS 216-10, wird wie folgt geändert: 
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Mainz, den 3. September 2019
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer

1. § 8 wird gestrichen.

2. § 13 wird wie folgt geändert:
a)  Absatz 3 wird gestrichen.
b)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

Artikel 4 
Inkrafttreten 

1. Es treten in Kraft: 
a) in Artikel 1 die §§ 7 Abs. 7, 9 Abs. 4, 12 Abs. 3, 13 

Abs. 3, 18, 19 Abs. 6, 21 Abs. 8, 24 Abs. 2, 25 Abs. 4 und 
6, 28 Abs. 4 und 31 Abs. 3, in Artikel 2 die Nummern 3 
und 4, in Artikel 3 die Nummer 1 am ersten Tage des 
auf die Verkündung folgenden Kalendermonats,

b) in Artikel 1 der § 26 Abs. 1, in Artikel 3 die Nummer 2 
am 1. Januar 2020,

c) das Gesetz im Übrigen am 1. Juli 2021.

2. Mit Ablauf des 30. Juni 2021 werden aufgehoben:
a) das Kindertagesstättengesetz vom 15. März 1991 (GVBl. 

S. 79), zuletzt geändert durch Artikel 3 dieses Gesetzes, 
BS 216-10,

b) die Elternausschuss-Verordnung vom 16. Juli 1991 
(GVBl. S. 311, BS 216-10-1),

c) die Landesverordnung zur Ausführung des Kinderta-
gesstättengesetzes vom 31. März 1998 (GVBl. S. 124), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 27. Dezember 
2005 (GVBl. S. 574), BS 216-10-2.
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Landesgesetz
zu dem Ersten Staatsvertrag zur Änderung des

Vertrags über die Errichtung des IT-Planungsrats und 
über die Grundlagen der Zusammenarbeit

beim Einsatz der Informationstechnologie in den
Verwaltungen von Bund und Ländern

– Vertrag zur Ausführung von Artikel 91 c GG
Vom 3. September 2019

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

§ 1 
Zustimmung zur Änderung des Staatsvertrags

Dem in Berlin am 15. März 2019 vom Land Rheinland-Pfalz 
unterzeichneten Ersten Staatsvertrag zwischen dem Land Ba-
den-Württemberg, dem Freistaat Bayern, dem Land Berlin, 
dem Land Brandenburg, der Freien Hansestadt Bremen, der 
Freien Hansestadt Hamburg, dem Land Hessen, dem Land 
Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Niedersachsen, dem 
Land Nordrhein-Westfalen, dem Land Rheinland-Pfalz, dem 
Saarland, dem Freistaat Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt, 
dem Land Schleswig-Holstein, dem Freistaat Thüringen und 
der Bundesrepublik Deutschland zur Änderung des Vertrags 
über die Errichtung des IT-Planungsrats und über die Grund-
lagen der Zusammenarbeit beim Einsatz von Informations-
technologie in den Verwaltungen von Bund und Ländern 
– Vertrag zur Ausführung von Artikel 91 c GG – wird zuge-
stimmt. Die Änderungen des Staatsvertrags werden nachste-
hend veröffentlicht. 

§ 2 
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Erste Staatsvertrag zur Änderung 
des Vertrags über die Errichtung des IT-Planungsrats und 
über die Grundlagen der Zusammenarbeit beim Einsatz der 
Informationstechnologie in den Verwaltungen von Bund und 
Ländern – Vertrag zur Ausführung von Artikel 91 c GG – für 
das Land Rheinland-Pfalz nach seinem Artikel 3 Abs. 1 Satz 1 
in Kraft tritt oder nach seinem Artikel 3 Abs. 1 Satz 2 gegen-
standslos wird, wird vom fachlich zuständigen Ministerium 
im Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt gemacht.

Mainz, den 3. September 2019
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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Das Land Baden-Württemberg, 

der Freistaat Bayern, 

das Land Berlin, 

das Land Brandenburg, 

die Freie Hansestadt Bremen, 

die Freie und Hansestadt Hamburg, 

das Land Hessen, 

das Land Mecklenburg-Vorpommern, 

das Land Niedetrsachsen, 

das Land Nordrhein-Westfalen, 

das Land Rheinland-Pfalz, 

das Saarland, 

der Freistaat Sachsen, 

das Land Sachsen-Anhalt, 

das Land Schleswig-Holstein und 

der Freistaat Thüringen 

sowie die 

Bundesrepublik Deutschland (im Weiteren „der Bund“ genannt) 

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Erster Staatsvertrag
zur Änderung des Vertrags über die Errichtung

des IT-Planungsrats und über die Grundlagen der
Zusammenarbeit beim Einsatz der Informations-

technologie in den Verwaltungen von Bund und Ländern
– Vertrag zur Ausführung von Artikel 91c GG

Artikel 1

Änderung des Vertrags über die Errichtung des 
IT-Planungsrats und über die Grundlagen der 

Zusammenarbeit beim Einsatz der Informations- 
technologie in den Verwaltungen 

von Bund und Ländern 
– Vertrag zur Ausführung von Artikel 91c GG

Der Vertrag über die Errichtung des IT-Planungsrats und 
über die Grundlagen der Zusammenarbeit beim Einsatz der 
Informationstechnologie in den Verwaltungen von Bund 
und Ländern – Vertrag zur Ausführung von Artikel 91c GG 
vom 20. November 2009 (BGBl. 2010 I S. 662) wird wie folgt 
geändert: 

1. Der Überschrift wird folgende Kurzbezeichnung angefügt: 
„(IT-Staatsvertrag)“. 

2. Nach der Überschrift wird folgende Inhaltsübersicht ein-
gefügt: 

„Inhaltsübersicht

Präambel 

Abschnitt I Der IT-Planungsrat 

§ 1 Einrichtung, Aufgaben, Beschlussfassung 

Abschnitt II Gemeinsame Standards und Sicherheitsanforde-
rungen, Informationsaustausch 

§ 2 Festlegung von IT-Interoperabilitäts- und  
IT-Sicher heitsstandards 

§ 3 Aufgaben im Bereich Verbindungsnetz 

§ 4 Informationsaustausch 

Abschnitt III Gemeinsame Einrichtung zur Unterstützung 
des IT-Planungsrats 

§ 5 Errichtung und Aufgaben 

§ 6 Trägerschaft, Dienstherrnfähigkeit, anwendbares 
Recht 

§ 7 Organe 

§ 8 Aufsicht 

§ 9 Finanzierung 

§ 10 Unzulässigkeit eines Insolvenzverfahrens 

Abschnitt IV Schlussbestimmungen 

§ 11 Änderung, Kündigung 

§ 12 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsrege-
lung“. 
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3. In der Präambel werden im ersten Spiegelstrich die Wör-
ter „Artikel 91c Absatz 1 und Absatz 2“ durch die Wörter 
„Artikel 91c Absatz 1 und 2“ ersetzt.

4. § 1 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
aaa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird der 

Doppelpunkt gestrichen. 
bbb) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 

eingefügt: 
„3. koordiniert und unterstützt die Zu-

sammenarbeit von Bund und Ländern 
in Fragen der Digitalisierung von Ver-
waltungsleistungen;“. 

ccc) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4 
und die Wörter „die Projekte zu Fragen“ 
werden durch die Wörter „Projekte und Pro-
dukte“ ersetzt und die Wörter „(E-Govern- 
ment-Projekte)“ werden gestrichen. 

ddd) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5 
und die Wörter „§ 4 dieses Vertrages“ wer-
den durch die Angabe „§ 3“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 
„Der IT-Planungsrat bedient sich zu seiner Unter-
stützung nach Maßgabe der §§ 5 bis 10 einer ge-
meinsamen Einrichtung.“ 

b) In Absatz 7 Satz 1 wird die Angabe „11“ durch das 
Wort „elf“ ersetzt. 

5. § 2 wird aufgehoben. 

6. § 3 wird § 2 und in Absatz 1 Satz 1 wird der Punkt am 
Ende durch die Wörter „,soweit nicht eine spezialgesetzli-
che Regelungsbefugnis vorliegt.“ ersetzt. 

7. Der bisherige § 4 wird § 3 und die Angabe „Grundgesetz“ 
wird durch die Wörter „des Grundgesetzes“ ersetzt. 

8. Der bisherige § 5 wird § 4. 

9. Nach § 4 wird folgender Abschnitt III eingefügt: 

„Abschnitt III 
Gemeinsame Einrichtung zur Unterstützung 

des IT-Planungsrats

§ 5 
Errichtung und Aufgaben

(1) Die Vertragspartner errichten mit Wirkung zum 1. Ja-
nuar 2020 eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 
(gemeinsame Anstalt). Sie trägt die Bezeichnung „FITKO“ 
(Föderale IT-Kooperation) und hat ihren Sitz in Frankfurt 
am Main. Die gemeinsame Anstalt hat die Aufgabe, den 
IT-Planungsrat organisatorisch, fachlich und bei der Wahr-
nehmung der Aufgaben nach § 1 Absatz 1 zu unterstützen. 
Das Nähere regelt der IT-Planungsrat durch einstimmigen 
Beschluss und trifft dabei insbesondere Regelungen zu den 
Aufgaben, Befugnissen, der Wirtschaftsführung und Lei-
tung der gemeinsamen Anstalt und ihrer Organe (Grün-
dungsbeschluss). 

(2) Der Gründungsbeschluss soll vorsehen, dass die gemein-
same Anstalt die Aufgaben bestehender Strukturen für 
Projekte und Produkte des IT-Planungsrats übernimmt. Er 
kann eine Rechtsnachfolge vorsehen und die hierzu beste-
henden Verwaltungsabkommen außer Kraft setzen. 

(3) Änderungen des Gründungsbeschlusses bedürfen der 
Zustimmung aller Mitglieder des IT-Planungsrats. 

(4) Zur Wahrnehmung von Querschnittsaufgaben soll sich 
die gemeinsame Anstalt Dritter bedienen. 

§ 6 
Trägerschaft, Dienstherrnfähigkeit,  

anwendbares Recht

(1) Träger der gemeinsamen Anstalt sind die Vertragspart-
ner zu gleichen Teilen. Die Anteile an der gemeinsamen 
Anstalt sind nicht übertragbar. 

(2) Die gemeinsame Anstalt besitzt Dienstherrnfähigkeit. 

(3) Für die Errichtung und den Betrieb der gemeinsamen 
Anstalt gilt das hessische Landesrecht, soweit in diesem 
Staatsvertrag, im Gründungsbeschluss oder in der Sat-
zung der gemeinsamen Anstalt nichts anderes bestimmt 
ist. Für die Beamten der gemeinsamen Anstalt findet 
daneben das Beamtenstatusgesetz Anwendung. Für die 
Beschäftigten und Auszubildenden der gemeinsamen An-
stalt gilt der Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst des 
Landes Hessen (TV-H) beziehungsweise der Tarifvertrag 
für Auszubildende des Landes Hessen in Ausbildungs-
berufen nach dem Berufsbildungsgesetz (TVA-H BBiG) 
einschließlich der diese Tarifverträge ergänzenden, 
ändern den und ersetzenden Tarifverträge in der jeweils 
geltenden Fassung. Beschäftigte nach Satz 3 können in 
einem außertariflichen Beschäftigungsverhältnis beschäf-
tigt werden, soweit dies für die Durchführung der Aufga-
ben erforderlich ist und der Stellenplan eine entsprechen-
de Ermächtigung enthält. 

(4) Die gemeinsame Anstalt kann mit Zustimmung des 
Sitzlandes Aufgaben der Personalverwaltung und Perso-
nalwirtschaft einschließlich der Verarbeitung der hierfür 
erforderlichen Personalaktendaten auf Dienststellen des 
Sitzlandes übertragen. Diesen Stellen dürfen personenbe-
zogene Daten der Beschäftigten übermittelt werden, so-
weit deren Kenntnis zur Erfüllung der übertragenen Auf-
gaben erforderlich ist. 

(5) Der Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag über die 
Verteilung der Versorgungslasten bei bund- und länder-
übergreifenden Dienstherrenwechseln ist anzuwenden. 

§ 7 
Organe

(1) Die gemeinsame Anstalt wird von einem Präsidenten 
geleitet und vertreten. Er wird hierbei vom Verwaltungs-
rat beaufsichtigt. 

(2) Der IT-Planungsrat nimmt die Funktion des Verwal-
tungsrats wahr. Entscheidungen des IT-Planungsrats, die 
er als Verwaltungsrat über Angelegenheiten der gemeinsa-
men Anstalt trifft, erfolgen nach Maßgabe des § 1 Absatz 7 
Satz 1, soweit dieser Vertrag oder der Gründungsbeschluss 
keine abweichende Regelung enthält. Handelt es sich bei 
diesen Entscheidungen um die Satzung der gemeinsamen 
Anstalt und ihre Änderungen, so sind diese im elektroni-
schen Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 

(3) Der Präsident wird vom IT-Planungsrat für die Dauer 
von höchstens fünf Jahren bestellt. Erneute Bestellungen 
sind zulässig. Der Präsident beruft einen Vertreter für den 
Fall seiner Abwesenheit. 
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§ 8 
Aufsicht

Die gemeinsame Anstalt unterliegt der Rechtsaufsicht der 
Vertragspartner. Die Rechtsaufsicht wird vom Sitzland 
ausgeübt. Das Sitzland stellt vor der Ausübung von auf-
sichtlichen Maßnahmen mit den Vertragspartnern Einver-
nehmen her, sofern nicht ein Eilfall entgegensteht. Jeder 
Vertragspartner kann beim Sitzland aufsichtliche Maßnah-
men beantragen. Zuständige Stellen für Angelegenheiten 
der Rechtsaufsicht durch die Vertragspartner sind die Mi-
nisterien oder die Behörden, denen die jeweiligen Vertreter 
für Informationstechnik als Mitglieder des IT-Planungsrats 
(§ 1 Absatz 2) angehören. 

§ 9 
Finanzierung

(1) Die gemeinsame Anstalt erhält zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben von den Vertragspartnern Finanzmittel nach Maß-
gabe des Wirtschaftsplans und der jeweiligen Haushalte des 
Bundes und der Länder. 

(2) Für die Jahre 2020 bis 2022 verpflichten sich die Ver-
tragspartner darüber hinaus, ein Digitalisierungsbudget 
im Umfang von bis zu 180 Millionen Euro zur Verfügung 
zu stellen. Mit dem Digitalisierungsbudget sollen Projekte 
und Produkte für die Digitalisierung von Verwaltungs-
leistungen, die auf allen föderalen Ebenen zum Einsatz 
kommen, unterstützt werden. Das Digitalisierungsbudget 
sowie die daraus zu finanzierenden Projekte und Produkte 
werden im Wirtschaftsplan gesondert ausgewiesen. 

(3) Der Wirtschaftsplan und seine Änderungen werden 
durch den IT-Planungsrat gemäß § 1 Absatz 7 beschlossen. 
Der Wirtschaftsplan sowie eventuelle Änderungen bedür-
fen der Zustimmung der Finanzministerkonferenz und des 
Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen. 
Sie sind der Konferenz des Chefs des Bundeskanzleramtes 
mit den Chefs der Staats- und Senatskanzleien nach § 1 Ab-
satz 1 Satz 2 vorzulegen.

(4) Die Finanzierung der gemeinsamen Anstalt und ih-
rer Aufgaben erfolgt nach dem Königsteiner Schlüssel, 
erweitert um einen festen Finanzierungsanteil des Bun-
des in Höhe von 25 Prozent, soweit im Wirtschaftsplan 
für einzelne Projekte oder Produkte keine abweichende 
Regelung getroffen wird. Das Sitzland trägt vorweg eine 
Sitzlandquote. Diese beträgt 10 Prozent der Personal- und 
Verwaltungskosten der FITKO, ohne die auf das Digita-
lisierungsbudget entfallenden Beträge. Für die über das 
Digitalisierungsbudget nach Absatz 2 zu finanzierenden 
Projekte und Produkte wird der Königsteiner Schlüssel 
mit einem festen Finanzierungsanteil des Bundes in Höhe 
von 35 Prozent zugrunde gelegt.

(5) Die Ausführung des Wirtschaftsplans steht unter dem 
Vorbehalt der jeweiligen haushaltsrechtlichen Ermächti-
gung der Vertragspartner. 

(6) Die Rechnungshöfe der Vertragspartner prüfen die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung der gemeinsamen An-
stalt. 

(7) Die Zuweisung der Finanzmittel aus dem Wirtschafts-
plan für das erste Halbjahr 2020 erfolgt zum 2. Januar 

2020. Zur Sicherstellung der unterbrechungsfreien Aus-
zahlung der Besoldung der Beamten, die zum 1. Januar 
2020 von einem Dienstverhältnis bei einem der Vertrags-
partner in die gemeinsame Anstalt wechseln, wird der 
abgebende Vertragspartner die Besoldung für den Januar 
2020 auszahlen. Er erlangt einen Rückzahlungsanspruch 
in voller Höhe der geleisteten Zahlungen gegenüber der 
gemeinsamen Anstalt. 

§ 10 
Unzulässigkeit eines Insolvenzverfahrens

Ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der gemeinsa-
men Anstalt ist unzulässig.“

10. Der bisherige Abschnitt III wird Abschnitt IV. 

11. Der bisherige § 6 wird § 11 und wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „an die Ge-

schäftsstelle“ durch die Wörter „an die gemeinsame 
Anstalt“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Mit Wirksamkeit der Kündigung endet die Trä-
gerschaft an der gemeinsamen Anstalt.“ 

bb) In dem neuen Satz  3 wird die Angabe „§ 7 Ab-
satz 2“ durch die Angabe „§ 12 Absatz 2“ ersetzt. 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 
„(4) Die gemeinsame Anstalt besteht unter der Träger-
schaft der übrigen Vertragspartner weiter. Zwischen 
den verbleibenden Vertragspartnern und dem kündi-
genden Vertragspartner wird eine öffentlich-rechtli-
che Vereinbarung über die Auseinandersetzung, ins-
besondere über die Verteilung des Aktivvermögens 
sowie die Übernahme der bestehenden Verbindlich-
keiten und Versorgungslasten, geschlossen. In der 
Auseinandersetzungsvereinbarung sind auch die Kon-
sequenzen für das Personal der gemeinsamen Anstalt 
zu regeln. Eine Kündigung nach Absatz 2 wird erst 
wirksam, wenn die Auseinandersetzungsvereinba-
rung vorliegt.“

12. Der bisherige § 7 wird § 12 und wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die gemeinsame Anstalt gilt mit dem Wirksamwer-
den der Kündigung des zuletzt kündigenden Vertrags-
partners als aufgelöst.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
„(3) Im Falle des Absatzes 2 gilt § 11 Absatz 4 Satz 2 
entsprechend. Die Vertragspartner regeln die Über-
nahme von Beamten und Versorgungsempfängern 
der gemeinsamen Anstalt durch einen oder mehrere 
Vertragspartner im Rahmen der Auseinanderset-
zungsvereinbarung einvernehmlich, § 6 Absatz 5 ist 
entsprechend anzuwenden. Es gelten die Regelungen 
des dritten Abschnitts des Beamtenstatusgesetzes und 
des Hessischen Beamtengesetzes über den vollständi-
gen Übergang der Aufgaben einer Körperschaft auf 
mehrere andere entsprechend. Die Vertragspartner 
sollen den Tarifbeschäftigten (einschließlich der Aus-
zubildenden) der gemeinsamen Anstalt ein Übernah-
meangebot zu einem oder mehreren der Vertragspart-
ner stellen. Kündigungen der Vertragspartner, die zur 
Auflösung der gemeinsamen Anstalt nach Absatz 2 
führen, werden erst wirksam, wenn die Auseinander-
setzungsvereinbarung vorliegt.“ 
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Für die Bundesrepublik Deutschland

Berlin, den 19.03.2019 Horst Seehofer

Für das Land Baden-Württemberg

Berlin, den 15.03.2019 Winfried Kretschmann

Für den Freistaat Bayern

Berlin, den 15.03.2019 Markus Söder

Für das Land Berlin

Berlin, den 15.03.2019 Michael Müller

Für das Land Brandenburg

Berlin, den 15.03.2019 Dietmar Woidke

Für die Freie Hansestadt Bremen

Berlin, den 15.03.2019 Carsten Sieling

Für die Freie und Hansestadt Hamburg

Berlin, den 15.03.2019 Peter Tschentscher

Für das Land Hessen

Berlin, den 15.03.2019 Volker Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern

Berlin, den 21.03.2019 Manuela Schwesig

c) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Beteiligten“ durch das 
Wort „Vertragspartner“ ersetzt und wird jeweils nach 
dem Wort „Vertrages“ sowie dem Wort „widerspre-
chen“ ein Komma eingefügt. 

d) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 
„(5) Die nach § 2 des IT-Staatsvertrags in der Fassung 
vom 1. April 2010 beim Bundesministerium des In-
nern, für Bau und Heimat eingerichtete Geschäftsstelle 
wird bis zum 30. Juni 2020 fortgeführt. Danach gehen 
die Aufgaben der Geschäftsstelle auf die gemeinsame 
Anstalt über. Die gemeinsame Anstalt tritt insoweit in 
die Rechtsnachfolge ein.“ 

Artikel 2

Bekanntmachungserlaubnis

Der Bund und die Länder können den Wortlaut des IT-Staats-
vertrags in der am Tag des Inkrafttretens nach Artikel 3 Ab-

satz 1 Satz 1 geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt und in 
den jeweiligen Landesgesetzblättern bekannt machen. 

Artikel 3

Inkrafttreten

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am ersten Tag des Monats in 
Kraft, der dem Monat folgt, in dem die letzte Ratifikations-
urkunde bei der Staats- oder Senatskanzlei des Vorsitzenden 
der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt wurde. Sind bis 
zum 30. September 2019 nicht alle Ratifikationsurkunden bei 
der Staats- oder Senatskanzlei des Vorsitzenden der Minister-
präsidentenkonferenz hinterlegt, wird dieser Staatsvertrag 
gegenstandslos. 

(2) Die Staats- oder Senatskanzlei des Vorsitzenden der Minis-
terpräsidentenkonferenz teilt Bund und Ländern die Hinter-
legung der Ratifikationsurkunden mit.
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Für das Land Niedersachsen

Berlin, den 21.03.2019 Stephan Weil

Für das Land Nordrhein-Westfalen

Berlin, den 21.03.2019 Armin Laschet

Für das Land Rheinland-Pfalz

Berlin, den 15.03.2019 Malu Dreyer

Für das Saarland

Berlin, den 15.03.2019 Tobias Hans

Für den Freistaat Sachsen

Berlin, den 15.03.2019 Michael Kretschmer

Für das Land Sachsen-Anhalt

Berlin, den 15.03.2019 Reiner Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein

Berlin, den 21.03.2019 Daniel Günther

Für den Freistaat Thüringen

Berlin, den 21.03.2019 Bodo Ramelow
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

Das Spielbankgesetz vom 19. November 1985 (GVBl. S. 260), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Dezem-
ber 2015 (GVBl. S. 473), BS 716-6, wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Auf die Erteilung der Erlaubnis besteht kein Rechts-
anspruch.“

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „für den Betrieb 
einer Spielbank“ gestrichen.

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Die Erlaubnis kann auf Antrag hinsichtlich der örtli-
chen und räumlichen Unterbringung sowie des Spielange-
botes ohne öffentliche Ausschreibung geändert werden.“

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „für den Betrieb ei-
ner Spielbank“ und die Worte „auf höchstens ein Jahr“ 
gestrichen.

2. § 3 a erhält folgende Fassung:

„§ 3 a

(1) Die Erlaubnis wird auf der Grundlage einer öffentli-
chen Ausschreibung in einem Verwaltungsverfahren nach 
diesem Gesetz erteilt. Die Ausschreibung ist mit einer an-
gemessenen Frist bekanntzumachen. Die Gestaltung des 
Verfahrens bestimmt das für das Spielbankenrecht zustän-
dige Ministerium.

(2) Der Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis bedarf der 
Schriftform. Er muss alle in der Ausschreibung bezeich-
neten Angaben, Nachweise und Unterlagen in deutscher 
Sprache enthalten und innerhalb der in der öffentlichen 
Ausschreibung genannten Frist gestellt werden. Soweit die 
Ausschreibung nichts anderes bestimmt, sind dem Antrag 
zur Prüfung der Zuverlässigkeit, fachlichen Eignung und 
finanziellen Leistungsfähigkeit (Eignungsprüfung) die fol-
genden erforderlichen Angaben, Nachweise und Unterla-
gen beizufügen:
1. Nachweise über die Zuverlässigkeit, die fachliche Eig-

nung und die finanzielle Leistungsfähigkeit der Antrag-
stellerin oder des Antragstellers und der für die Leitung 
der Spielbank vorgesehenen Personen; juristische Per-
sonen und Personengesellschaften müssen die notwen-
dige finanzielle Leistungsfähigkeit besitzen und ihre 
vertretungsbefugten Personen zuverlässig und fachlich 
geeignet sein,

2. eine Darstellung der unmittelbaren und mittelbaren 
Beteiligungen sowie der Anteils- und Stimmrechtsver-
hältnisse und der mit der Antragstellerin oder dem An-
tragsteller verbundenen Unternehmen, einschließlich 
der Vorlage der entsprechenden vertraglichen Regelun-
gen, sowie der auf die entscheidungsbefugten Personen 
bezogenen Nachweise,

3. eine Darlegung der rechtmäßigen Herkunft der für die 
Veranstaltung öffentlicher Glücksspiele erforderlichen 
Mittel,

4. eine Verpflichtungserklärung der Antragstellerin oder 
des Antragstellers, weder selbst noch durch verbundene 
Unternehmen unerlaubtes Glücksspiel in Deutschland 
zu veranstalten oder zu vermitteln,

5. ein Nachweis der finanziellen Sicherheitsleistung (Spiel-
bankreserve),

6. eine Erklärung der Übernahme der Kosten für die 
Überprüfung der Antragsunterlagen, soweit dies durch 
Sachverständige erfolgt.

(3) Nach Maßgabe der Ausschreibung hat die Antragstelle-
rin oder der Antragsteller insbesondere folgende Konzepte 
für den Betrieb der Spielbank vorzulegen:
1. eine Darstellung der Maßnahmen zur Gewährleistung 

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung des Betriebs 
der Spielbank, der Informationssicherheit, des Daten-
schutzes und zur Verhinderung von Geldwäsche (Si-
cherheitskonzept),

2. eine Darstellung der Wirtschaftlichkeit des Betriebs der 
Spielbank (Wirtschaftlichkeitskonzept),

3. ein Konzept, in dem dargelegt wird, mit welchen 
Maßnahmen den sozialschädlichen Auswirkungen des 
Glücksspiels vorgebeugt werden soll und wie diese be-
hoben werden können (Sozialkonzept),

4. Planunterlagen der Gebäude und Räume, in denen die 
Spielbank betrieben werden soll, sowie Nachweise über 
die bau- und zivilrechtliche Zulässigkeit des Spielbe-
triebs (Standort- und Raumkonzept),

5. ein Konzept, wie der ordnungsrechtlich und wirtschaft-
lich einwandfreie Spielbankbetrieb personell gewähr-
leistet werden soll (Personalkonzept),

6. eine Darstellung, wie weitgehende Informations-, Kon-
troll- und Einwirkungsrechte der Aufsichtsbehörden 
gewährleistet werden sollen (Transparenzkonzept),

7. ein Konzept zum geplanten Spielangebot sowie dessen 
attraktive und gleichzeitig sozial verantwortungsbe-
wusste Gestaltung (Spielangebots- und Werbekonzept).

Das Nähere bestimmt das für das Spielbankenrecht zustän-
dige Ministerium unter Beachtung der Ziele dieses Gesetzes. 

(4) Das für das Spielbankenrecht zuständige Ministerium 
kann in der Ausschreibung weitere für die Erteilung der 
Erlaubnis erforderliche und zweckmäßige Angaben, Nach-
weise, Unterlagen und Konzepte verlangen sowie unter 
Fristsetzung von den Antragstellerinnen und Antragstel-
lern nachfordern. Es ist berechtigt, Erkenntnisse der Si-
cherheitsbehörden des Bundes und der Länder zu den Vo-
raussetzungen des Absatzes 2 Satz 3 Nr. 1 bis 4 abzufragen.

(5) Nachweise und Unterlagen aus einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum stehen inländischen Nachweisen und 
Unterlagen gleich, wenn aus ihnen hervorgeht, dass damit 
eine Anforderung der in Absatz 2 genannten Vorausset-
zungen erfüllt ist. Wer eine Erlaubnis beantragt, hat die 
Unterlagen auf eigene Kosten in beglaubigter Kopie und 
beglaubigter deutscher Übersetzung vorzulegen.

(6) Anträge, die nicht fristgemäß eingehen oder unvoll-
ständig sind, können ohne weitere Sachprüfung abgelehnt 
werden. 

D r i t t e s  L a n d e s g e s e t z
zur Änderung des Spielbankgesetzes 

Vom 3. September 2019
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(7) Im Rahmen der öffentlichen Ausschreibung sind nach 
Antragstellung alle Änderungen der maßgeblichen Um-
stände und sich abzeichnende Veränderungen von Betei-
ligungsverhältnissen oder sonstigen Einflüssen, die bis zur 
Bekanntgabe der Entscheidung eintreten, unverzüglich 
dem für das Spielbankenrecht zuständigen Ministerium 
schriftlich anzuzeigen.“

3. § 4 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird die Verweisung „§ 3 a Abs. 2 Satz 3 

Nr. 1 bis 10“ durch die Verweisung „§ 3 a Abs. 2 Satz 3 
Nr. 1 bis 6 und Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis 7“ ersetzt und 
nach dem Wort „erfüllt“ das Wort „sind“ eingefügt.

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Unter mehreren geeigneten Antragstellerinnen und 
Antragstellern ist die Auswahl danach zu treffen, wer 
nach Beurteilung des für das Spielbankenrecht zustän-
digen Ministeriums gemäß den Zielen dieses Gesetzes 
das beste Konzept nach § 3 a Abs. 3 für den Betrieb der 
Spielbank vorgelegt hat.“

c) Absatz 5 erhält folgende Fassung:
„(5) Dem für die Finanzangelegenheiten zuständigen 
Ministerium und dem für das Spielbankenrecht zustän-
digen Ministerium sind anzuzeigen:
1. der Wechsel einer Gesellschafterin oder eines Gesell-

schafters,
2. die Änderung der Beteiligungsverhältnisse, auch hin-

sichtlich einer stillen Beteiligung,
3. die Einräumung einer Beteiligung als stille Gesell-

schafterin oder stiller Gesellschafter oder als Unter-
beteiligte oder Unterbeteiligter jeglicher Art,

4. die anteilige oder vollständige Einräumung oder 
Verpfändung des Rechts am Gewinn der Erlaub-
nisinhaberin oder des Erlaubnisinhabers an eine 
andere Person, die Verpfändung oder treuhänderi-
sche Übertragung eines Gesellschaftsanteils, die Ver-
pfändung oder treuhänderische Übertragung eines 
Wirtschaftsgutes der Erlaubnisinhaberin oder des 
Erlaubnisinhabers,

5. die Beteiligung der Erlaubnisinhaberin oder des Er-
laubnisinhabers an einer anderen Gesellschaft, auch 
durch eine stille Beteiligung,

6. die wesentliche Änderung der Beteiligungsverhält-
nisse von Gesellschaften, die einen mittelbar beherr-
schenden Einfluss auf das Unternehmen der Erlaub-
nisinhaberin oder des Erlaubnisinhabers ausüben 
können,

7. die wesentliche Änderung der Beteiligungsverhält-
nisse von Gesellschaften, an denen die Erlaubnis-
inhaberin oder der Erlaubnisinhaber mindestens 
50 v. H. der Stimmrechte hält und

8. die Aufnahme von Darlehen durch die Erlaubnisin-
haberin oder den Erlaubnisinhaber.“

4. In § 5 Abs. 2 werden nach den Worten „nach Erteilung 
der Erlaubnis“ die Worte „oder nach Ablauf einer in der 
Erlaubnis festgelegten Frist“ eingefügt.

5. § 6 Abs. 3 wird wie folgt geändert:
a) Die Angabe „1 Mio.“ wird durch die Zahl „1 500 000“ 

ersetzt.
b) Folgender Satz wird angefügt:

„Für jeden Kalendermonat, für den keine Erlaubnis 
zum Betrieb der Spielbank besteht, ermäßigt sich der 
Freibetrag nach Satz 1 um ein Zwölftel.“

6. § 7 Satz 2 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 1 werden die Worte „mehr als 1 Mio. Euro“ 

gestrichen.
b) In Nummer 3 wird die Zahl „50“ durch die Zahl „40“  

ersetzt.

7. Dem § 11 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:
„Widerspruch und Klage gegen Entscheidungen nach die-
sem Gesetz haben keine aufschiebende Wirkung.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Mainz, den 3. September 2019
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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Aufgrund 
des § 3 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Nr. 3 und Abs. 5 
des Düngegesetzes vom 9. Januar 2009 (BGBl. I S. 54, 136), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Mai 2017 (BGBl. I 
S. 1068), in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Satz 1 bis 4 und Abs. 5 
der Düngeverordnung vom 26. Mai 2017 (BGBl. I S. 1305), 

des § 4 des Düngegesetzes in Verbindung mit § 13 Abs. 6 
Nr. 1 der Düngeverordnung und 

des § 15 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1 des Düngegesetzes in Verbindung 
mit § 13 Abs. 2, 5 und 6 der Düngeverordnung 
verordnet die Landesregierung: 

§ 1 
Geltungsbereich und Ziel

(1) Zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Ni-
trat oder Phosphat regelt diese Verordnung
1. die Gebiete nach § 13 Abs. 2 Satz 1 und 2 der Düngeverord-

nung (DüV) vom 26. Mai 2017 (BGBl. I S. 1305) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie die für diese Gebiete geltenden ab-
weichenden Anforderungen nach § 13 Abs. 2 Satz 4 DüV,

2. Abweichungen nach § 13 Abs. 5 DüV.

(2) Ziel der Verordnung ist die Reduzierung der landwirt-
schaftlichen Nährstoffeinträge in Gewässer, insbesondere 
von Nitrat in belastete Grundwasserkörper und Phosphat in 
belastete Oberflächengewässer.

§ 2  
Räumlicher Geltungsbereich 

(1) Die Verordnung gilt räumlich für die landwirtschaftlich 
genutzten Flächen 
1. über den belasteten Grundwasserkörpern und 
2. in den unmittelbaren und mittelbaren Einzugsbereichen 

von eutrophierten stehenden Gewässern 
(gefährdete Gebiete). Die gefährdeten Gebiete nach Nr. 1 sind 
in der Anlage 1, die gefährdeten Gebiete nach Nr. 2 in der An-
lage 2 zu dieser Verordnung farblich grafisch dargestellt. Die 
Daten über die gefährdeten Gebiete werden vom Ministerium 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau geführt 
sowie auf Datenträger und archivmäßig gesichert niedergelegt. 
Sie sind zusätzlich über das Internet (www.geoservice.rlp.de/
GBV-RLP-Pflanzenbau/) unter der Rubrik gefährdete Gebiete 
oder bei der zuständigen Behörde einsehbar. 

(2) Gebiete nach § 13 Abs. 5 DüV (nicht gefährdete Gebiete) 
sind alle landwirtschaftlichen Flächen, die außerhalb der Flä-
chen nach Absatz 1 liegen.

§ 3  
Besondere Anforderungen nach  

§ 13 Abs. 2 Satz 4 DüV

In den in § 2 Abs. 1 bezeichneten Gebieten gelten folgende 
Anforderungen:
1. Abweichend von § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 DüV ist vor dem 

Aufbringen wesentlicher Mengen an Stickstoff der im Boden 
verfügbare Stickstoff vom Betriebsinhaber auf jedem Schlag 
oder jeder Bewirtschaftungseinheit – außer auf Rebflächen, 
Grünlandflächen, Dauergrünlandflächen und Flächen mit 
mehrschnittigem Feldfutterbau – für den Zeitpunkt der Dün-
gung, mindestens aber jährlich, durch Untersuchung reprä-
sentativer Proben zu ermitteln. Ausgenommen sind Betriebe 
bis 30 Hektar Ackerfläche. Bei Betrieben mit Ackerflächen, 

die nicht den Gruppen Gemüse, Küchenkräuter/Heil- und 
Gewürzpflanzen oder andere Handelsgewächse zuzuordnen 
sind, genügt es, wenn je angefangene 100 Hektar Ackerflä-
che je Halmfrucht und je Blattfrucht eine Ermittlung des im 
Boden verfügbaren Stickstoffs erfolgt. In Anlehnung an An-
lage 4 Tabelle 2 und 4 der Düngeverordnung muss der im 
Boden verfügbare Stickstoff in der Regel in Form des mine-
ralisierten Stickstoffs (Nmin-Methode) ermittelt werden. Be-
triebe, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung aufgrund des 
Anbaus von Zuckerrüben den im Boden verfügbaren Stick-
stoff über die Bestimmung von löslichem, organisch gebun-
denen Stickstoff sowie von Nitrat- und Ammoniumstickstoff 
mittels Elektro-Ultra-Filtration (EUF-Verfahren) ermittelt 
haben, dürfen diese Methode  zukünftig weiter nutzen, sofern 
die Bedarfswerte aus dieser die Bedarfswerte aus der Nmin-
Methode nicht überschreiten und solange das EUF-Verfahren 
grundsätzlich durch die zuständige Behörde zugelassen ist.

2. Abweichend von § 3 Abs. 4 Satz 1 DüV darf das Aufbrin-
gen von Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft sowie 
von organischen und organisch-mineralischen Düngemit-
teln, bei denen es sich um Gärrückstände aus dem Betrieb 
einer Biogasanlage handelt, soweit es 750 Kilogramm 
Stickstoff je Betrieb im Düngejahr übersteigt, nur erfolgen, 
wenn vor dem Aufbringen ihre Gehalte an Gesamtstick-
stoff, verfügbarem Stickstoff oder Ammoniumstickstoff 
und Gesamtphosphat auf der Grundlage wissenschaftlich 
anerkannter Messmethoden vom Betriebsinhaber oder in 
dessen Auftrag festgestellt worden sind.

3. Abweichend von
a) § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit Satz 2 DüV 

ist beim Aufbringen dort genannter Stoffe ein Abstand 
von mindestens fünf Metern zur Böschungsoberkante 
des Gewässers einzuhalten,

b) § 5 Abs. 3 Satz 1 DüV dürfen dort genannte Stoffe inner-
halb eines Abstandes von zehn Metern zur Böschungs-
oberkante nicht aufgebracht werden und

c) § 5 Abs. 3 Satz 2 DüV dürfen dort genannte Stoffe in-
nerhalb eines Abstandes zwischen zehn und 20 Metern 
zur Böschungsoberkante nur in der dort genannten 
Weise aufgebracht werden.

4. Abweichend von § 3 Abs. 6 Satz 2 DüV wird für Gebiete 
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 angeordnet:
a) auf Schlägen, bei denen die Bodenuntersuchung nach § 4 

Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 DüV ergeben hat, dass der Phosphat-
gehalt im Durchschnitt (gewogenes Mittel) 13,8 Milli-
gramm Phosphat je 100 Gramm Boden nach dem Calci-
um-Acetat-Lactat-Extraktionsverfahren (CAL-Methode; 
Bodengehaltsklasse D), 17,25 Milligramm Phosphat je 100 
Gramm Boden nach dem Doppel-Lactat-Verfahren (DL-
Methode) oder 2,5 Milligramm Phosphor je 100 Gramm 
Boden nach dem EUF-Verfahren überschreitet, dürfen 
phosphathaltige Düngemittel höchstens bis in Höhe von 
50 v. H. der Nährstoffabfuhr aufgebracht werden, 

b) auf Schlägen, bei denen die Bodenuntersuchung nach 
§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 DüV ergeben hat, dass der Phos-
phatgehalt im Durchschnitt (gewogenes Mittel) 27,5 Mil-
ligramm Phosphat je 100 Gramm Boden nach der 
CAL-Methode (Bodengehaltsklasse E), 34,5 Milligramm 
Phosphat je 100 Gramm Boden nach der DL-Methode 
oder 5,0 Milligramm Phosphor je 100 Gramm Boden 
nach dem EUF-Verfahren überschreitet, dürfen phos-
phathaltige Düngemittel nicht aufgebracht werden. 

L a n d e s d ü n g e v e r o r d n u n g
Vom 3. September 2019
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Im Rahmen einer Fruchtfolge kann die voraussichtliche 
Phosphatabfuhr für einen Zeitraum von höchstens drei 
Jahren zugrunde gelegt werden. Die von Buchstabe a oder 
Buchstabe b abweichende Phosphatdüngung bedarf der 
Zustimmung der zuständigen Behörde.

5. Abweichend von § 6 Abs. 8 Satz 1 DüV dürfen in Gebieten 
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Düngemittel mit einem wesent-
lichen Gehalt an Phosphat in der Zeit vom 15. November 
bis zum Ablauf des 31. Januar nicht aufgebracht werden; der 
Zeitraum kann in Abhängigkeit von den bodenklimatischen 
Verhältnissen und Standortbedingungen von der zuständi-
gen Behörde um bis zu vier Wochen verlängert werden.

6. Abweichend von § 8 Abs. 6 Nr. 4, auch in Verbindung 
mit § 3 Abs. 2 Satz 2 und § 10 Abs. 1 Satz 4 DüV, sind nur 
Betriebe, die
a) abzüglich von Flächen nach § 8 Abs. 6 Nr. 1 und 2 DüV 

weniger als zehn Hektar landwirtschaftlich genutzte 
Fläche bewirtschaften,

b) höchstens bis zu einem Hektar Gemüse, Hopfen, Wein 
oder Erdbeeren anbauen,

c) einen jährlichen Nährstoffanfall aus Wirtschaftsdün-
gern tierischer Herkunft von nicht mehr als 500 Kilo-
gramm Stickstoff je Betrieb aufweisen, und

d) keine außerhalb des Betriebs anfallenden Wirtschafts-
dünger sowie organische und organisch-mineralische 
Düngemittel, bei denen es sich um Gärrückstände aus 
dem Betrieb einer Biogasanlage handelt, übernehmen 
und aufbringen,

von den Vorgaben nach § 3 Abs. 2 Satz 1, § 8 Abs. 1 und 
§ 10 Abs. 1 Satz 1 bis 3 DüV ausgenommen. 

§ 4 
Ausnahmen von Abweichungen nach § 3

Betriebe, die im Durchschnitt der letzten drei Düngejahre den 
Kontrollwert von 35 Kilogramm Stickstoff je Hektar und Jahr 
nicht überschreiten, sind nach § 13 Abs. 3 DüV von den abwei-
chenden Vorschriften nach § 3 ausgenommen. Sie haben den 
betrieblichen Nährstoffvergleich nach § 8 Abs. 1 DüV der zu-
ständigen Behörde jährlich bis zum 31. März des auf das jeweils 
abgelaufene Düngejahr folgenden Kalenderjahrs unter Nut-
zung der elektronischen Vorlagen unaufgefordert vorzulegen.

§ 5 
Erleichterungen nach § 13 Abs. 5 DüV

Für Betriebe, deren landwirtschaftlich genutzte Flächen aus-
schließlich in Gebieten nach § 2 Abs. 2 liegen, gelten folgende 
Anforderungen:
1. Abweichend von § 8 Abs. 6 Nr. 4 DüV, auch in Verbin-

dung mit § 3 Abs. 2 Satz 2 und § 10 Abs. 1 Satz 4 DüV, sind 
Betriebe, die
a) abzüglich von Flächen nach § 8 Abs. 6 Nr. 1 und 2 DüV 

weniger als 30 Hektar landwirtschaftlich genutzte Flä-
che bewirtschaften,

b) höchstens bis zu drei Hektar Gemüse, Hopfen, Wein 
oder Erdbeeren anbauen,

c) einen jährlichen Nährstoffanfall aus Wirtschaftsdün-
gern tierischer Herkunft von nicht mehr als 110 Kilo-
gramm Gesamtstickstoff je Hektar aufweisen und

d) keine außerhalb des Betriebs anfallenden Wirtschafts-
dünger sowie organischen und organisch-mineralischen 

Düngemittel, bei denen es sich um Gärrückstände aus 
dem Betrieb einer Biogasanlage handelt, übernehmen 
und aufbringen,

von den Vorgaben nach § 3 Abs. 2 Satz 1, § 8 Abs. 1 und 
§ 10 Abs. 1 Satz 1 bis 3 DüV ausgenommen.

2. Abweichend von § 12 Abs. 3 Satz 1 DüV haben rinder-
haltende Betriebe, die über ausreichende eigene Grün-
land- oder Dauergrünlandflächen für die ordnungsgemäße 
Aufbringung der im Betrieb anfallenden flüssigen Wirt-
schaftsdünger verfügen, sicherzustellen, dass sie mindes-
tens die in einem Zeitraum von sechs Monaten anfallenden 
flüssigen Wirtschaftsdünger sicher lagern können.

§ 6 
Vorlage-, Melde-, Mitteilungspflichten

Der Betriebsinhaber hat die nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 
DüV aufzuzeichnenden Daten unaufgefordert der zuständigen 
Behörde innerhalb von höchstens 14 Tagen nach Aufzeich-
nungsdatum mitzuteilen. Diese Pflicht entfällt, wenn er das mit 
der Analyse betraute Labor beauftragt, die Analysedaten in der 
vorgeschriebenen Form (mit den notwendigen Begleitdaten) 
der zuständigen Behörde mitzuteilen. Die zuständige Behörde 
hat die erfassten Daten, soweit dies in einem angemessenen Ver-
hältnis zum Schutzzweck steht, stets zu pseudonymisieren und, 
sobald es der Verarbeitungszweck zulässt, zu anonymisieren. 

§ 7 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 14 Abs. 2 Nr. 1 des Dünge-
gesetzes vom 9. Januar 2009 (BGBl. I S. 54, 136) in der jeweils 
geltenden Fassung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. eine in § 3 Nr. 1 geforderte Untersuchung nicht durchführt,
2. entgegen § 3 Nr. 2 die geforderte Messung nicht durchführt, 
3. entgegen § 3 Nr. 3 die dort genannten Abstände beim Auf-

bringen der in § 5 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 DüV 
genannten Stoffe nicht einhält,

4. entgegen § 3 Nr. 4 die dort genannten Düngemengen über-
schreitet,

5. entgegen § 3 Nr. 5 die dort genannte Sperrfrist nicht einhält,
6. entgegen § 3 Nr. 6 die Vorgaben nach § 3 Abs. 2 Satz 1, § 8 

Abs. 1 und § 10 Abs. 1 Satz 1 bis 3 DüV nicht erfüllt,
7. entgegen § 4 Satz 2 die erforderlichen Daten nicht, nicht 

rechtzeitig, nicht vollständig oder nicht richtig einreicht,
8. entgegen § 6 seinen Mitteilungspflichten nicht, nicht voll-

ständig oder nicht fristgerecht nachkommt.

§ 8 
Verordnungsermächtigung

Die der Landesregierung durch § 15 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1 des 
Düngegesetzes in Verbindung mit § 13 Abs. 2, 5 und 6 DüV 
erteilte Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen 
wird auf das für die Angelegenheiten der Landwirtschaft zu-
ständige Ministerium übertragen. Rechtsverordnungen nach 
Satz 1 werden im Einvernehmen mit dem für den Schutz und 
die Bewirtschaftung des Grundwassers sowie der oberirdi-
schen Gewässer zuständigen Ministerium erlassen. 

§ 9 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Mainz, den 3. September 2019
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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Mainz, den 11. Juni 2019
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer

Aufgrund des Artikels 105 Abs. 2 Satz 1 der Verfassung für 
Rheinland-Pfalz vom 18. Mai 1947 (VOBl. S. 209), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 8. Mai 2015 (GVBl. S. 35), BS 100-1, 
erlässt die Landesregierung folgende Anordnung:

Artikel 1

Die Anordnung über die Geschäftsverteilung der Landesre-
gierung Rheinland-Pfalz vom 18. Mai 2016 (GVBl. S. 276), 
geändert durch Anordnung vom 20. November 2018 (GVBl. 
S. 481), BS 1103-4, wird wie folgt geändert:

1. In § 7 Nr. 3 werden die Worte „die Fachkräfteverein- 
barung Kita,“ gestrichen.

2. In § 9 Nr. 6 werden nach dem Wort „Kindertagesstätten“ 
die Worte „, die Fachkräftevereinbarung Kita“ eingefügt.

Artikel 2

Diese Anordnung tritt am 11. Juni 2019 in Kraft.

Z w e i t e  A n o r d n u n g
zur Änderung der Anordnung über die Geschäftsverteilung

der Landesregierung Rheinland-Pfalz
Vom 11. Juni 2019
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